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Schumag Aktiengesellschaft 

Aachen 

 

ISIN: DE0007216707 // WKN: 721670 

 

Eindeutige Kennung des Ereignisses: SCM092024oHV 

 

Wir laden unsere Aktionäre ein zur 39. ordentlichen Hauptversammlung am 

 

Mittwoch, den 25. September 2024, 10.00 Uhr, 

(Einlass ab 9.00 Uhr), 

in den Räumen (Kantine) der Gesellschaft, 

Nerscheider Weg 170, 52076 Aachen. 

 

 

I. TAGESORDNUNG 

 

TOP 1   

Vorlage des festgestellten Jahresabschlusses und des gebilligten Konzernabschlusses zum 

30. September 2023, des zusammengefassten Lageberichts für die Schumag 

Aktiengesellschaft und für den Konzern sowie des Berichts des Aufsichtsrats für das 

Geschäftsjahr 2022/2023; vorsorgliche Beschlussfassung über die Feststellung des 

Jahresabschlusses der Schumag Aktiengesellschaft zum 30. September 2023 und Billigung 

des Konzernabschlusses zum 30. September 2023 

 

TOP 2 

Beschlussfassung über die Entlastung des Vorstands für das Geschäftsjahr 2022/2023 

 

TOP 3 

Beschlussfassung über die Entlastung der Mitglieder des Aufsichtsrats für das Geschäftsjahr 

2022/2023 

 

TOP 4 

Wahl des Abschlussprüfers und des Konzernabschlussprüfers für das Geschäftsjahr 

2023/2024 

 

TOP 5 

Nachwahl eines Mitglieds des Aufsichtsrats 

 

TOP 6 

Beschlussfassung über die Schaffung eines neuen genehmigten Kapitals (Genehmigtes 

Kapital 2024) mit der Möglichkeit zum Bezugsrechtsausschluss sowie die entsprechende 

Änderung von § 5 der Satzung 
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TOP 7  

Beschlussfassung über die Aufhebung des Bedingten Kapitals 2023, die Aufhebung der 

bestehenden Ermächtigung zur Ausgabe von Wandel- und Optionsschuldverschreibungen 

sowie über die Schaffung eines neuen bedingten Kapitals (Bedingtes Kapital 2024) und über 

die Schaffung einer neuen Ermächtigung zur Ausgabe von Wandel- und 

Optionsschuldverschreibungen sowie über die entsprechende Änderung der Satzung der 

Gesellschaft 

 

TOP 8 

Aufhebung des Vergütungssystems für die Mitglieder des Vorstands 

 

TOP 9 

Aufhebung des Vergütungssystems für die Mitglieder des Aufsichtsrats 

 

  

II.  VORSCHLÄGE ZUR BESCHLUSSFASSUNG ZU DEN TAGESORDNUNGSPUNKTEN     

 

TOP 1   

Vorlage des festgestellten Jahresabschlusses und des gebilligten Konzernabschlusses 

zum 30. September 2023, des zusammengefassten Lageberichts für die Schumag 

Aktiengesellschaft und für den Konzern sowie des Berichts des Aufsichtsrats für das 

Geschäftsjahr 2022/2023; vorsorgliche Beschlussfassung über die Feststellung des 

Jahresabschlusses der Schumag Aktiengesellschaft zum 30. September 2023 und 

Billigung des Konzernabschlusses zum 30. September 2023 

 

Die unter diesem Tagesordnungspunkt genannten Unterlagen können ab dem Zeitpunkt der 

Einladung zu dieser Hauptversammlung und auch während der Hauptversammlung über die 

Internetseite unter  

 

https://www.schumag.de/investor_relation/hauptversammlung/  

 

eingesehen werden. Diese werden auch in der Hauptversammlung zur Einsichtnahme 

ausliegen. 

 

Der Aufsichtsrat hat den vom Vorstand aufgestellten Jahresabschluss der Schumag 

Aktiengesellschaft, den Konzernabschluss sowie den zusammengefassten Lagebericht für die 

Schumag Aktiengesellschaft und den Konzern für das Geschäftsjahr 2022/2023 gebilligt und 

damit den Jahresabschluss der Schumag Aktiengesellschaft entsprechend § 172 AktG 

festgestellt.  

 

Vorstand und Aufsichtsrat können jedoch nicht ausschließen, dass bezüglich der Feststellung 

bzw. Billigung durch den Aufsichtsrat Unwirksamkeitsrisiken bestehen, da die in § 264 HGB 

und § 171 AktG geregelten Fristen für die Aufstellung und Prüfung der Abschlüsse nicht 

eingehalten werden konnten. Aus Gründen rechtlicher Vorsorge legen Vorstand und 

Aufsichtsrat daher der Hauptversammlung den Jahresabschluss zum 30. September 2023 zur 

Feststellung und den Konzernabschluss zum 30. September 2023 zur Billigung vor. 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den Jahresabschluss der Schumag 

Aktiengesellschaft zum 30. September 2023 in der vorgelegten Fassung festzustellen und den 

Konzernabschluss zum 30. September 2023 in der vorgelegten Fassung zu billigen. 



3 
 

 

TOP 2 

Beschlussfassung über die Entlastung des Vorstands für das Geschäftsjahr 2022/2023 

 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den im Geschäftsjahr 2022/2023 amtierenden 

Mitgliedern des Vorstands  

 

a) Herrn Dr. Bernhard Mayers, 

b) Herrn Johannes Wienands, 

 

für dieses Geschäftsjahr im Wege der Einzelbeschlussfassung Entlastung zu erteilen.  

 

TOP 3 

Beschlussfassung über die Entlastung der Mitglieder des Aufsichtsrats für das 

Geschäftsjahr 2022/2023 

 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den im Geschäftsjahr 2022/2023 amtierenden 

Mitgliedern des Aufsichtsrats 

 

a) Herrn Rasim Alii, 

b) Herrn Dirk Daniel, 

c) Herrn Karl Josef Libeaux, 

d) Herrn Lucian Muntean, 

e) Frau Catherine Noël, 

f) Herrn Ritter Yves Noël, 

g) Herrn Prof. Dr. Thomas Prefi, 

 

für dieses Geschäftsjahr im Wege der Einzelbeschlussfassung Entlastung zu erteilen.  

 

TOP 4 

Wahl des Abschlussprüfers und des Konzernabschlussprüfers für das Geschäftsjahr 

2023/2024 

 

Der Aufsichtsrat schlägt vor, die Grant Thornton AG Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, 

Düsseldorf, zum Abschlussprüfer und Konzernabschlussprüfer für das Geschäftsjahr 

2023/2024 zu wählen. Dies umfasst auch die Wahl zum Prüfer für die prüferische Durchsicht 

von Zwischenfinanzberichten, die bis zur nächsten ordentlichen Hauptversammlung 

aufgestellt werden, soweit die prüferische Durchsicht solcher Zwischenfinanzberichte 

beauftragt wird.  
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TOP 5 

Nachwahl eines Mitglieds des Aufsichtsrats 

 

Der Aufsichtsrat der Gesellschaft besteht gemäß § 9 Abs. 1 der Satzung aus sechs Mitgliedern 

und setzt sich nach §§ 96 Abs. 1, 4. Fall, 101 Abs. 1 AktG in Verbindung mit § 4 Abs. 1 DrittelbG 

zu einem Drittel aus Arbeitnehmervertretern und zu zwei Dritteln aus Vertretern der Aktionäre 

zusammen. 

 

Herr Karl Josef Libeaux, der von der Hauptversammlung am 24. Mai 2022 für die Zeit bis zur 

Beendigung der Hauptversammlung, die über die Entlastung der Mitglieder des Aufsichtsrats 

für das Geschäftsjahr 2025/2026 zu beschließen hat, als Mitglied und Vertreter der Aktionäre 

in den Aufsichtsrat gewählt und für den ein Ersatzmitglied nicht gewählt worden war, hat mit 

Wirkung zum Ablauf der diesjährigen ordentlichen Hauptversammlung sein 

Aufsichtsratsmandat niedergelegt, so dass sein Aufsichtsratsmandat mit Ablauf dieser 

Hauptversammlung endet. 

 

Daher hat die Hauptversammlung nunmehr nach § 9 Abs. 4 der Satzung an Stelle des vorzeitig 

ausgeschiedenen Aufsichtsratsmitglieds der Aktionäre für die Zeit bis zum Ablauf der Wahlzeit 

der übrigen Aufsichtsratsmitglieder – demnach bis zur Beendigung der Hauptversammlung, 

die über die Entlastung für das Geschäftsjahr 2025/2026 beschließt – ein neues Mitglied zu 

wählen. Die Hauptversammlung ist an Wahlvorschläge nicht gebunden. Der Aufsichtsrat 

schlägt daher vor, 

 

Herrn Werner Krabbe 

*01.10.1972 

wohnhaft in Baarn/Niederlande 

Geschäftsführer der La Varenne Gastronomie Holding Sàrl, Gonderange/Luxemburg  

 

nach § 9 Abs. 4 der Satzung an Stelle des vorzeitig ausgeschiedenen Aufsichtsratsmitglieds 

der Aktionäre, Herrn Karl Josef Libeaux, für die Zeit bis zum Ablauf der Wahlzeit der übrigen 

Aufsichtsratsmitglieder, demnach für die Zeit bis zur Beendigung der Hauptversammlung, die 

über die Entlastung für das Geschäftsjahr 2025/2026 beschließt, in den Aufsichtsrat als 

Vertreter der Aktionäre zu wählen. 

 

TOP 6 

Beschlussfassung über die Schaffung eines neuen genehmigten Kapitals 

(Genehmigtes Kapital 2024) mit der Möglichkeit zum Bezugsrechtsausschluss sowie die 

entsprechende Änderung von § 5 der Satzung 

 

Das Grundkapital der Gesellschaft wurde unter vollständiger Ausnutzung des Genehmigten 

Kapitals 2023 gemäß damaligem § 5 Abs. (6) der Satzung von EUR 8.999.998,00 um 

EUR 4.499.998,00 auf EUR 13.499.996,00 durch Ausgabe von 4.499.998 Stück neuen, auf 

den Inhaber lautenden Stückaktien mit einem rechnerischen Anteil in Höhe von EUR 1,00 am 

Grundkapital der Gesellschaft gegen Bareinlagen erhöht. Um die Gesellschaft auch zukünftig 

in die Lage zu versetzen, ihren vollen Handlungsspielraum auszunutzen sowie ihren 

Finanzbedarf weiterhin flexibel und schnell zu decken, soll ein neues genehmigtes Kapital 

(Genehmigtes Kapital 2024) geschaffen werden. Vorstand und Aufsichtsrat schlagen daher 

vor, den nachfolgenden Beschluss zu fassen: 
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1) Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Grundkapital der 

Gesellschaft in der Zeit bis zum 24. September 2029 einmalig oder mehrmals um bis zu 

insgesamt EUR 6.749.997,00 durch Ausgabe von insgesamt 6.749.997 neuen, auf den 

Inhaber lautenden Stückaktien gegen Bareinlagen oder Sacheinlagen zu erhöhen 

(Genehmigtes Kapital 2024). Der Vorstand ist ferner ermächtigt, mit Zustimmung des 

Aufsichtsrats jeweils über den Ausschluss der gesetzlichen Bezugsrechte der Aktionäre 

zu entscheiden. Ein Bezugsrechtsausschluss ist jedoch nur zulässig 

 

a)  zum Ausgleich von Spitzenbeträgen, 

b)  zur Gewährung von Bezugsrechten an Inhaber von zu begebenden Wandlungs- und 

Optionsrechten aus Schuldverschreibungen, 

c)  um Belegschaftsaktien an Arbeitnehmer der Gesellschaft und der mit der Gesellschaft 

im Sinne von § 15 AktG verbundenen Unternehmen auszugeben, 

d)  zur Gewinnung von Sacheinlagen, insbesondere auch unter Verwendung von 

Forderungen gegen die Gesellschaft als Sacheinlagen und in Form von Unternehmen 

oder Unternehmensteilen oder Beteiligungen an Unternehmen, und/oder zum 

Zwecke des Erwerbs von sonstigen Vermögensgegenständen, 

e)  zur Erschließung neuer Kapitalmärkte durch Aktienplatzierung, insbesondere auch im 

Ausland, 

f)  wenn die Kapitalerhöhung gegen Bareinlagen erfolgt und der auf die neuen Aktien, 

für die das Bezugsrecht ausgeschlossen wird, insgesamt entfallende anteilige Betrag 

des Grundkapitals 10 % des im Zeitpunkt der Beschlussfassung dieser 

Hauptversammlung über die Ermächtigung zum Ausschluss des Bezugsrechtes und 

im Zeitpunkt der Ausnutzung dieser Ermächtigung (maßgeblich ist die jeweils kleinere 

der beiden Grundkapitalziffern) vorhandenen Grundkapitals nicht übersteigt und der 

Ausgabebetrag der neuen Aktien den Börsenpreis der Aktien gleicher Gattung und 

Ausstattung zum Zeitpunkt der endgültigen Festlegung des Ausgabebetrags durch 

den Vorstand nicht wesentlich unterschreitet. Als maßgeblicher Börsenpreis im Sinne 

der vorstehenden Regelung gilt der durchschnittliche Schlusskurs der Aktien der 

Gesellschaft im Handel an der Düsseldorfer Wertpapierbörse während der jeweils 

vorangegangenen zehn Börsenhandelstage vor dem Zeitpunkt der endgültigen 

Festlegung des Ausgabebetrags durch den Vorstand. Auf diese Begrenzung von 

10 % des Grundkapitals sind Aktien anzurechnen, die im Rahmen einer 

Kapitalerhöhung unter Ausschluss des Bezugsrechts gemäß § 186 Abs. 3 S. 4 AktG 

ausgegeben werden. Wird nach einer solchen Kapitalerhöhung unter Ausschluss des 

Bezugsrechts gemäß § 186 Abs. 3 S. 4 AktG eine erneute Ermächtigung zur 

Begebung einer Kapitalerhöhung unter Ausschluss des Bezugsrechts gemäß § 186 

Abs. 3 S. 4 AktG erteilt, so werden auf die Begrenzung von 10 % des Grundkapitals 

nur die Aktien angerechnet, die nach der erneuten Ermächtigung im Wege einer 

Kapitalerhöhung unter Ausschluss des Bezugsrechts gemäß § 186 Abs. 3 S. 4 AktG 

ausgegeben werden. Ferner sind Aktien anzurechnen, die aufgrund einer 

Ermächtigung zur Veräußerung eigener Aktien gemäß §§ 71 Abs. 1 Nr. 8, 186 Abs. 3 

S. 4 AktG unter Ausschluss des Bezugsrechts veräußert werden. Auf diese 10 %-

Grenze sind schließlich Aktien anzurechnen, die nach dem Zeitpunkt dieser 

Ermächtigung in sinngemäßer Anwendung von § 186 Abs. 3 S. 4 AktG im Rahmen 

von Options- und/oder Wandlungsrechte bzw. -pflichten aus Schuldverschreibungen 

seit dem 25. Mai 2023 ausgegeben worden sind.  
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 Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die weiteren 

Einzelheiten der Durchführung von Kapitalerhöhungen aus dem Genehmigten Kapital 

2024 festzulegen. 

 

 Der Aufsichtsrat ist ermächtigt, die Fassung der Satzung nach vollständiger oder 

teilweiser Durchführung der Erhöhung des Grundkapitals aus dem Genehmigten 

Kapital 2024 oder nach Ablauf der Ermächtigungsfrist entsprechend dem Umfang der 

Kapitalerhöhung aus dem Genehmigten Kapital 2024 anzupassen. 

 

2) In Anpassung an den vorstehenden Beschluss wird § 5 Abs. (6) der Satzung wie folgt neu 

gefasst: 

 

„(6) Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Grundkapital der 

Gesellschaft in der Zeit bis zum 24. September 2029 einmalig oder mehrmals um bis 

zu insgesamt EUR 6.749.997,00 durch Ausgabe von insgesamt 6.749.997 neuen, auf 

den Inhaber lautenden Stückaktien gegen Bareinlagen oder Sacheinlagen zu 

erhöhen (Genehmigtes Kapital 2024). Der Vorstand ist ferner ermächtigt, mit 

Zustimmung des Aufsichtsrats jeweils über den Ausschluss der gesetzlichen 

Bezugsrechte der Aktionäre zu entscheiden. Ein Bezugsrechtsausschluss ist jedoch 

nur zulässig 

 

a)  zum Ausgleich von Spitzenbeträgen, 

b)  zur Gewährung von Bezugsrechten an Inhaber von zu begebenden Wandlungs- 

und Optionsrechten aus Schuldverschreibungen, 

c)  um Belegschaftsaktien an Arbeitnehmer der Gesellschaft und der mit der 

Gesellschaft im Sinne von § 15 AktG verbundenen Unternehmen auszugeben, 

d)  zur Gewinnung von Sacheinlagen, insbesondere auch unter Verwendung von 

Forderungen gegen die Gesellschaft als Sacheinlagen und in Form von 

Unternehmen oder Unternehmensteilen oder Beteiligungen an Unternehmen, 

und/oder zum Zwecke des Erwerbs von sonstigen Vermögensgegenständen, 

e)  zur Erschließung neuer Kapitalmärkte durch Aktienplatzierung, insbesondere 

auch im Ausland, 

f)  wenn die Kapitalerhöhung gegen Bareinlagen erfolgt und der auf die neuen 

Aktien, für die das Bezugsrecht ausgeschlossen wird, insgesamt entfallende 

anteilige Betrag des Grundkapitals 10 % des im Zeitpunkt der Beschlussfassung 

dieser Hauptversammlung über die Ermächtigung zum Ausschluss des 

Bezugsrechtes und im Zeitpunkt der Ausnutzung dieser Ermächtigung 

(maßgeblich ist die jeweils kleinere der beiden Grundkapitalziffern) vorhandenen 

Grundkapitals nicht übersteigt und der Ausgabebetrag der neuen Aktien den 

Börsenpreis der Aktien gleicher Gattung und Ausstattung zum Zeitpunkt der 

endgültigen Festlegung des Ausgabebetrags durch den Vorstand nicht 

wesentlich unterschreitet. Als maßgeblicher Börsenpreis im Sinne der 

vorstehenden Regelung gilt der durchschnittliche Schlusskurs der Aktien der 

Gesellschaft im Handel an der Düsseldorfer Wertpapierbörse während der 

jeweils vorangegangenen zehn Börsenhandelstage vor dem Zeitpunkt der 

endgültigen Festlegung des Ausgabebetrags durch den Vorstand. Auf diese 

Begrenzung von 10 % des Grundkapitals sind Aktien anzurechnen, die im 

Rahmen einer Kapitalerhöhung unter Ausschluss des Bezugsrechts gemäß 

§ 186 Abs. 3 S. 4 AktG ausgegeben werden. Wird nach einer solchen 
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Kapitalerhöhung unter Ausschluss des Bezugsrechts gemäß § 186 Abs. 3 S. 4 

AktG eine erneute Ermächtigung zur Begebung einer Kapitalerhöhung unter 

Ausschluss des Bezugsrechts gemäß § 186 Abs. 3 S. 4 AktG erteilt, so werden 

auf die Begrenzung von 10 % des Grundkapitals nur die Aktien angerechnet, die 

nach der erneuten Ermächtigung im Wege einer Kapitalerhöhung unter 

Ausschluss des Bezugsrechts gemäß § 186 Abs. 3 S. 4 AktG ausgegeben 

werden. Ferner sind Aktien anzurechnen, die aufgrund einer Ermächtigung zur 

Veräußerung eigener Aktien gemäß §§ 71 Abs. 1 Nr. 8, 186 Abs. 3 S. 4 AktG 

unter Ausschluss des Bezugsrechts veräußert werden. Auf diese 10 %-Grenze 

sind schließlich Aktien anzurechnen, die nach dem Zeitpunkt dieser 

Ermächtigung in sinngemäßer Anwendung von § 186 Abs. 3 S. 4 AktG im 

Rahmen von Options- und/oder Wandlungsrechte bzw. -pflichten aus 

Schuldverschreibungen seit dem 25. September 2024 ausgegeben worden sind.  

 

Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die weiteren 

Einzelheiten der Durchführung von Kapitalerhöhungen aus dem Genehmigten 

Kapital 2024 festzulegen. 

 

Der Aufsichtsrat ist ermächtigt, die Fassung der Satzung nach vollständiger oder 

teilweiser Durchführung der Erhöhung des Grundkapitals aus dem Genehmigten 

Kapital 2024 oder nach Ablauf der Ermächtigungsfrist entsprechend dem Umfang 

der Kapitalerhöhung aus dem Genehmigten Kapital 2024 anzupassen.“ 

 

Der Vorstand hat zum Tagesordnungspunkt 6 einen schriftlichen Bericht zum Ausschluss des 

Bezugsrechts bei Verwendung des neu geschaffenen Genehmigten Kapitals 2024 erstattet. 

Der Inhalt des Berichts wird unter Ziffer III. dieser Einladung zur ordentlichen 

Hauptversammlung bekannt gemacht. 

 

TOP 7 

Beschlussfassung über die Aufhebung des Bedingten Kapitals 2023, die Aufhebung der 

bestehenden Ermächtigung zur Ausgabe von Wandel- und 

Optionsschuldverschreibungen sowie über die Schaffung eines neuen bedingten 

Kapitals (Bedingtes Kapital 2024) und über die Schaffung einer neuen Ermächtigung 

zur Ausgabe von Wandel- und Optionsschuldverschreibungen sowie über die 

entsprechende Änderung der Satzung der Gesellschaft 

 

Von der in der Hauptversammlung vom 25. Mai 2023 beschlossenen Ermächtigung des 

Vorstands, mit Zustimmung des Aufsichtsrats bis zum 24. Mai 2028 einmalig oder mehrmals 

auf den Inhaber und/oder den Namen lautende Schuldverschreibungen im Gesamtnennbetrag 

von bis zu EUR 100.000.000,00 (in Worten: Euro Hundert Millionen) mit Wandlungsrecht oder 

mit in auf den Inhaber oder auf den Namen lautenden Optionsscheinen verbrieften 

Optionsrechten oder einer Kombination dieser Instrumente auf insgesamt bis zu 3.900.000 auf 

den Inhaber lautende Stückaktien der Gesellschaft mit einem anteiligen Betrag am 

Grundkapital von EUR 1,00 je Aktie und damit insgesamt bis zu EUR 3.900.000,00 

(„Schuldverschreibungen“) zu begeben, wurde kein Gebrauch gemacht. 

 

Die bestehenden Ermächtigungen zur Ausgabe von Wandel- und/oder 

Optionsschuldverschreibungen sowie das Bedingte Kapital 2023 sollen vorzeitig aufgehoben 

und, um eine flexible Kapitalbeschaffung für die Gesellschaft zu gewährleisten, durch eine 
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neue Ermächtigung sowie ein neues bedingtes Kapital (Bedingtes Kapital 2024) ersetzt 

werden. 

 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen im Hinblick darauf vor, wie folgt zu beschließen: 

 

1)  Die Ermächtigung des Vorstands, mit Zustimmung des Aufsichtsrats bis zum 24. Mai 2028 

zur Ausgabe von Wandel und/oder Optionsschuldverschreibungen auf Grund des 

Beschlusses der Hauptversammlung vom 25. Mai 2023 sowie das in § 5 Absatz (8) der 

Satzung der Gesellschaft enthaltene Bedingte Kapital 2023 werden mit Wirksamwerden 

des neu zu schaffenden Bedingten Kapitals 2024 durch Eintragung im Handelsregister 

der Gesellschaft aufgehoben. 

 

2)  Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats bis zum 24. September 

2029 einmalig oder mehrmals auf den Inhaber und/oder den Namen lautende 

Schuldverschreibungen im Gesamtnennbetrag von bis zu EUR 100.000.000,00 (in 

Worten: Euro Hundert Millionen) mit Wandlungsrecht oder mit in auf den Inhaber oder auf 

den Namen lautenden Optionsscheinen verbrieften Optionsrechten oder einer 

Kombination dieser Instrumente auf insgesamt bis zu 6.149.999 auf den Inhaber lautende 

Stückaktien der Gesellschaft mit einem anteiligen Betrag am Grundkapital von EUR 1,00 

je Aktie und damit insgesamt bis zu EUR 6.149.999 („Schuldverschreibungen“) zu 

begeben. 

 

Die jeweiligen Schuldverschreibungs- beziehungsweise Optionsbedingungen können 

auch eine Wandlungs- beziehungsweise Optionspflicht sowie ein Andienungsrecht des 

Emittenten zur Lieferung von Aktien vorsehen (in beliebiger Kombination), und zwar zum 

Ende der Laufzeit oder zu anderen Zeitpunkten. Die Schuldverschreibungen sind gegen 

Barleistung auszugeben. 

 

Weiter umfasst die Ermächtigung die Möglichkeit, Aktien der Gesellschaft zu gewähren, 

soweit die Inhaber beziehungsweise Gläubiger von Wandelschuldverschreibungen oder 

von Optionsscheinen aus Optionsschuldverschreibungen von ihrem Wandlungs- 

beziehungsweise Optionsrecht Gebrauch machen oder ihre Wandlungs- 

beziehungsweise Optionspflicht erfüllen oder Andienungen von Aktien erfolgen. Die 

Ermächtigung gilt bis zum 24. September 2029. 

 

Die Schuldverschreibungen sowie gegebenenfalls die Optionsscheine können einmalig 

oder mehrmals, insgesamt oder in Teilen sowie auch gleichzeitig in verschiedenen 

Tranchen begeben werden. Alle Teilschuldverschreibungen einer jeweils begebenen 

Tranche sind mit unter sich jeweils gleichrangigen Rechten und Pflichten zu versehen. 

Der anteilige Betrag am Grundkapital der je Teilschuldverschreibung zu beziehenden 

Aktien darf höchstens dem Nennbetrag beziehungsweise einem unter dem Nennbetrag 

liegenden Ausgabepreis der Teilschuldverschreibung entsprechen. 

 

Der Wandlungs-/Optionspreis darf 80 % des Kurses der Aktien der Gesellschaft im Handel 

an der Düsseldorfer Wertpapierbörse nicht unterschreiten. Maßgeblich dafür ist der 

durchschnittliche Schlusskurs an den zehn Börsenhandelstagen vor der endgültigen 

Entscheidung des Vorstands und des Aufsichtsrats über die Abgabe eines Angebots zur 

Zeichnung von Schuldverschreibungen beziehungsweise über die Erklärung der 

Annahme durch die Gesellschaft nach einer öffentlichen Aufforderung zur Abgabe von 
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Zeichnungsangeboten. Bei einem Bezugsrechtshandel sind die Tage des 

Bezugsrechtshandels mit Ausnahme der beiden letzten Börsentage des 

Bezugsrechtshandels maßgeblich. 

 

Im Fall von Schuldverschreibungen mit einer Wandlungs-/Optionspflicht beziehungsweise 

einem Andienungsrecht des Emittenten zur Lieferung von Aktien kann der Wandlungs-/ 

Optionspreis mindestens entweder dem oben genannten Mindestpreis entsprechen oder 

dem durchschnittlichen Schlusskurs der Aktie an den zehn Börsenhandelstagen an der 

Düsseldorfer Wertpapierbörse vor oder nach dem Tag der Endfälligkeit der 

Schuldverschreibungen entsprechen, auch wenn dieser Durchschnittskurs unterhalb des 

oben genannten Mindestpreises (80 %) liegt. § 9 Abs. 1 Aktiengesetz sowie § 199 Abs. 2 

Aktiengesetz bleiben unberührt. 

 

Im Fall der Ausgabe von Optionsschuldverschreibungen werden jeder 

Teilschuldverschreibung ein oder mehrere Optionsscheine beigefügt, die den Inhaber 

beziehungsweise Gläubiger nach näherer Maßgabe der Schuldverschreibungs- 

beziehungsweise Optionsbedingungen zum Bezug von Aktien der Gesellschaft 

berechtigen oder verpflichten oder die ein Andienungsrecht des Emittenten beinhalten. 

Die betreffenden Optionsscheine können von den jeweiligen Teilschuldverschreibungen 

abtrennbar sein. 

 

Die Schuldverschreibungs- beziehungsweise Optionsbedingungen können vorsehen, 

dass die Zahlung des Optionspreises auch durch Übertragung von 

Teilschuldverschreibungen und gegebenenfalls durch eine bare Zuzahlung erfüllt werden 

kann. Der anteilige Betrag am Grundkapital der je Optionsschuldverschreibung zu 

beziehenden Aktien darf höchstens dem Nennbetrag beziehungsweise einem unter dem 

Nennbetrag liegenden Ausgabepreis der Optionsschuldverschreibung entsprechen. 

 

Im Fall der Ausgabe von Wandelschuldverschreibungen erhalten die Inhaber 

beziehungsweise Gläubiger der Wandelschuldverschreibungen das Recht 

beziehungsweise haben die Pflicht, ihre Wandelschuldverschreibungen nach näherer 

Maßgabe der Wandelschuldverschreibungsbedingungen in Aktien der Gesellschaft zu 

wandeln. 

 

Das Wandlungsverhältnis ergibt sich aus der Division des Nennbetrags beziehungsweise 

eines unter dem Nennbetrag liegenden Ausgabepreises einer 

Wandelschuldverschreibung durch den jeweils festgesetzten Wandlungspreis für eine 

neue Aktie der Gesellschaft. Der anteilige Betrag am Grundkapital der je 

Wandelschuldverschreibung zu beziehenden Aktien darf höchstens dem Nennbetrag 

beziehungsweise einem unter dem Nennbetrag liegenden Ausgabepreis der 

Wandelschuldverschreibung entsprechen. 

 

Die Ermächtigung umfasst auch die Möglichkeit, nach näherer Maßgabe der jeweiligen 

Schuldverschreibungs- beziehungsweise Optionsbedingungen in bestimmten Fällen 

Verwässerungsschutz zu gewähren beziehungsweise Anpassungen vorzunehmen. 

 

Verwässerungsschutz beziehungsweise Anpassungen können insbesondere vorgesehen 

werden, wenn es während der Laufzeit der Schuldverschreibungen beziehungsweise 

Optionsscheine zu Kapitalveränderungen bei der Gesellschaft kommt (etwa einer 
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Kapitalerhöhung beziehungsweise -herabsetzung oder einem Aktiensplit), aber auch im 

Zusammenhang mit Dividendenzahlungen, der Begebung weiterer Wandel-/ 

Optionsschuldverschreibungen sowie im Fall außergewöhnlicher Ereignisse, die während 

der Laufzeit der Schuldverschreibungen beziehungsweise der Optionsscheine eintreten 

(wie z. B. einer Kontrollerlangung durch einen Dritten). Verwässerungsschutz 

beziehungsweise Anpassungen können insbesondere durch Einräumung von 

Bezugsrechten, durch Veränderung des Wandlungs-/Optionspreises sowie durch die 

Veränderung oder Einräumung von Barkomponenten vorgesehen werden. 

 

Der Vorstand ist ermächtigt, die weiteren Bedingungen der Schuldverschreibungen 

beziehungsweise Optionsscheine festzusetzen. 

 

Die Bedingungen können dabei auch regeln,  

 

-  ob anstelle der Erfüllung aus bedingtem Kapital die Lieferung eigener Aktien der 

Gesellschaft, die Zahlung des Gegenwerts in Geld oder die Lieferung anderer 

börsennotierter Wertpapiere vorgesehen werden kann,  

 

-  ob der Wandlungs-/Optionspreis oder das Wandlungsverhältnis bei Begebung der 

Schuldverschreibungen festzulegen oder anhand zukünftiger Börsenkurse innerhalb 

einer festzulegenden Bandbreite zu ermitteln ist, 

 

-  ob und wie auf ein volles Wandlungsverhältnis gerundet wird, 

 

-  ob eine in bar zu leistende Zuzahlung oder ein Barausgleich bei Spitzen festgesetzt 

wird, 

 

-  wie im Fall von Pflichtwandlungen beziehungsweise der Erfüllung von Optionspflichten 

oder Andienungsrechten Einzelheiten der Ausübung, der Erfüllung von Pflichten oder 

Rechten, der Fristen und der Bestimmung von Wandlungs-/Optionspreisen festzulegen 

sind, 

 

-  ob die Schuldverschreibungen in Euro oder – unter Begrenzung auf den 

entsprechenden Gegenwert – in anderen gesetzlichen Währungen von OECD- 

Ländern begeben werden. 

 

Die Schuldverschreibungen sind den Aktionären grundsätzlich zum Bezug anzubieten; 

dabei können sie auch an Kreditinstitute mit der Verpflichtung ausgegeben werden, sie 

den Aktionären zum Bezug anzubieten. Der Vorstand ist jedoch ermächtigt, mit 

Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht auszuschließen, 

 

-  sofern der Ausgabepreis für eine Schuldverschreibung deren nach anerkannten 

finanzmathematischen Methoden ermittelten theoretischen Marktwert nicht wesentlich 

unterschreitet. Der Bezugsrechtsausschluss besteht jedoch nur für 

Schuldverschreibungen mit einem Wandlungs- bzw. Optionsrecht auf Aktien mit einem 

anteiligen Betrag des Grundkapitals von bis zu 10 % des Grundkapitals im Zeitpunkt 

der Beschlussfassung dieser Hauptversammlung über die Ermächtigung zum 

Ausschluss des Bezugsrechts und im Zeitpunkt der Ausübung dieser Ermächtigung 

(maßgeblich ist die jeweils kleinere der beiden Grundkapitalziffern). 
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Auf diese Begrenzung von 10 % des Grundkapitals sind Aktien anzurechnen, die im 

Rahmen einer Kapitalerhöhung unter Ausschluss des Bezugsrechts gemäß § 186 Abs. 3 

S. 4 AktG ausgegeben werden. Wird nach einer solchen Kapitalerhöhung unter 

Ausschluss des Bezugsrechts gemäß § 186 Abs. 3 S. 4 AktG eine erneute Ermächtigung 

zur Begebung einer Kapitalerhöhung unter Ausschluss des Bezugsrechts gemäß § 186 

Abs. 3 S. 4 AktG erteilt, so werden auf die Begrenzung von 10 % des Grundkapitals nur 

die Aktien angerechnet, die nach der erneuten Ermächtigung im Wege einer 

Kapitalerhöhung unter Ausschluss des Bezugsrechts gemäß § 186 Abs. 3 S. 4 AktG 

ausgegeben werden. Ferner sind Aktien anzurechnen, die aufgrund einer Ermächtigung 

zur Veräußerung eigener Aktien gemäß §§ 71 Abs. 1 Nr. 8, 186 Abs. 3 S. 4 AktG unter 

Ausschluss des Bezugsrechts veräußert werden. 

 

Auf diese 10 %-Grenze sind schließlich Aktien anzurechnen, die nach dem Zeitpunkt 

dieser Ermächtigung durch Beschluss der Hauptversammlung bei der Gesellschaft durch 

Kapitalerhöhung aus genehmigtem Kapital unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktien 

nach § 5 Abs. (6) Buchstabe a) bis f) der Satzung ausgegeben worden sind, soweit der 

auf die neuen Aktien, für die das Bezugsrecht ausgeschlossen ist, insgesamt entfallende 

anteilige Betrag des Grundkapitals 10 % des im Zeitpunkt der Beschlussfassung dieser 

Hauptversammlung über die Ermächtigung zum Ausschluss des Bezugsrechts und im 

Zeitpunkt der Ausnutzung dieser Ermächtigung (maßgeblich ist die jeweils kleinere der 

beiden Grundkapitalziffern) vorhandenen Grundkapitals übersteigt, 

 

- soweit dies zum Ausgleich von Spitzenbeträgen erforderlich ist, die sich aufgrund des 

 Bezugsverhältnisses ergeben, 

 

-  um den Inhabern beziehungsweise Gläubigern von Wandlungs-/Optionsrechten auf 

Aktien der Gesellschaft beziehungsweise entsprechender Wandlungs-/ 

Optionspflichten zum Ausgleich von Verwässerungen Bezugsrechte in dem Umfang zu 

gewähren, wie sie ihnen nach Ausübung dieser Rechte beziehungsweise Erfüllung 

dieser Pflichten zustünden. 

 

3)  Zur Gewährung von Aktien an die Inhaber beziehungsweise Gläubiger von Wandel-/ 

Optionsschuldverschreibungen, die aufgrund vorstehender Ermächtigung gemäß Ziffer 2) 

ausgegeben werden, wird das Grundkapital um bis zu EUR 6.149.999,00 durch Ausgabe 

von bis zu 6.149.999 auf den Inhaber lautende Stückaktien bedingt erhöht (Bedingtes 

Kapital 2024). Die bedingte Kapitalerhöhung wird durch Ausgabe von bis zu 6.149.999 

auf den Inhaber lautende Stückaktien mit Gewinnberechtigung ab Beginn des 

Geschäftsjahrs ihrer Ausgabe nur insoweit durchgeführt, wie die Inhaber 

beziehungsweise Gläubiger von Wandelschuldverschreibungen oder von 

Optionsscheinen aus Optionsschuldverschreibungen, die aufgrund der Ermächtigung des 

Vorstands gemäß Ziffer 2) von der Gesellschaft bis zum 24. September 2029 begeben 

werden, von ihrem Wandlungs-/Optionsrecht Gebrauch machen, ihrer Wandlungs-/ 

Optionspflicht genügen oder Andienungen von Aktien erfolgen und soweit nicht andere 

Erfüllungsformen zur Bedienung eingesetzt werden. 

 

Die Ausgabe der neuen Aktien erfolgt zu den nach Maßgabe des vorstehend 

bezeichneten Ermächtigungsbeschlusses jeweils zu bestimmenden Wandlungs-/ 



12 
 

Optionspreisen. Der Vorstand wird ermächtigt, die weiteren Einzelheiten der 

Durchführung der bedingten Kapitalerhöhung festzusetzen. 

 

4)  § 5 Absatz (8) der Satzung der Gesellschaft erhält folgenden Wortlaut: 

 

„(8) Das Grundkapital der Gesellschaft ist um bis zu EUR 6.149.999,00 eingeteilt in bis zu 

6.149.999 auf den Inhaber lautende Stückaktien, auf die jeweils ein rechnerischer Anteil 

am Grundkapital in Höhe von EUR 1,00 je Aktie entfällt, durch Ausgabe neuer Aktien 

bedingt erhöht (Bedingtes Kapital 2024). Die bedingte Kapitalerhöhung wird durch 

Ausgabe von bis zu 6.149.999 auf den Inhaber lautenden Stückaktien mit 

Gewinnberechtigung ab Beginn des Geschäftsjahrs ihrer Ausgabe nur insoweit 

durchgeführt, wie die Inhaber beziehungsweise Gläubiger von Wandelschuld-

verschreibungen oder von Optionsscheinen aus Optionsschuldverschreibungen, die 

aufgrund der Ermächtigung des Vorstands durch die Hauptversammlung der Gesellschaft 

vom 25. September 2024 bis zum 24. September 2029 begeben werden, von ihrem 

Wandlungs-/Optionsrecht Gebrauch machen, ihrer Wandlungs-/Optionspflicht genügen 

oder Andienungen von Aktien erfolgen und soweit nicht andere Erfüllungsformen zur 

Bedienung eingesetzt werden. 

 

Der Vorstand wird ermächtigt, die weiteren Einzelheiten der Durchführung der bedingten 

Kapitalerhöhung festzusetzen.“ 

 

5)  Der Aufsichtsrat wird ermächtigt, die Fassung der Satzung entsprechend der jeweiligen 

Ausnutzung des Bedingten Kapitals 2024 zu ändern. Entsprechendes gilt für den Fall der 

Nichtausnutzung der Ermächtigung zur Ausgabe von Wandel-/ 

Optionsschuldverschreibungen nach Ablauf der Ermächtigungsfrist sowie für den Fall der 

Nichtausnutzung des Bedingten Kapitals 2024 nach Ablauf sämtlicher Wandlungs-/ 

Optionsfristen. 

 

Der Vorstand hat zum Tagesordnungspunkt 7 einen schriftlichen Bericht zum Ausschluss des 

Bezugsrechts bei der Ausgabe von Wandel- oder Optionsschuldverschreibungen erstattet. 

Der Inhalt des Berichts wird unter Ziffer III. dieser Einladung zur ordentlichen 

Hauptversammlung bekannt gemacht. 

 

TOP 8 

Aufhebung des Vergütungssystems für die Mitglieder des Vorstands 

 

Der Aufsichtsrat der Schumag Aktiengesellschaft hat am 16. März 2021 ein System zur 

Vergütung der Vorstandsmitglieder nach § 87a Abs. 1 AktG beschlossen, dass die 

Hauptversammlung der Gesellschaft am 28. April 2001 gebilligt hat.  

 

Hintergrund der Beschlussfassung war der durch das Gesetz zur Umsetzung der zweiten 

Aktionärsrechterichtlinie (ARUG II) vom 12. Dezember 2019 (Bundesgesetzblatt Jahrgang 

2019 Teil I Nr. 50 vom 19. Dezember 2019) neu eingeführte § 120a Abs. 1 Satz 1 AktG, gemäß 

dem bei börsennotierten Gesellschaften bei jeder wesentlichen Änderung, mindestens jedoch 

alle vier Jahre, über das vom Aufsichtsrat vorgelegte Vergütungssystem der 

Vorstandsmitglieder Beschluss zu fassen ist.  
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Nach erfolgreicher Durchführung des Delistingverfahrens im Jahr 2023 ist die Schumag 

Aktiengesellschaften nicht mehr börsennotiert im Sinne des § 120a Abs. 1 Satz 1 AktG, so 

dass der Aufsichtsrat beschlossen hat, dass er zukünftig - auch im Sinne einer Selbstbindung 

- nicht mehr an das ursprünglich verabschiedete Vergütungssystem bei der Verhandlung und 

Abschluss von Verträgen mit Vorstandsmitgliedern gebunden sein möchte und dieses daher 

keine Geltung mehr entfalten soll. Höchstvorsorglich soll daher die Hauptversammlung das 

ersatzlose Entfallen des Vergütungssystem beschließen. 

 

Der Aufsichtsrat schlägt vor, zu beschließen: 

 

Das am 28. April 2021 von der Hauptversammlung gebilligte Vergütungssystem für die 

Mitglieder des Vorstands wird ersatzlos aufgehoben. 

 

TOP 9 

Aufhebung des Vergütungssystems für die Mitglieder des Aufsichtsrats 

Die Hauptversammlung der Schumag Aktiengesellschaft hat am 28. April 2001 das von 

Vorstand und Aufsichtsrat vorgelegte Vergütungssystem für die Mitglieder des Aufsichtsrats 

beschlossen.  

Hintergrund der Beschlussfassung war der durch das Gesetz zur Umsetzung der zweiten 

Aktionärsrechterichtlinie (ARUG II) vom 12. Dezember 2019 (Bundesgesetzblatt Jahrgang 

2019 Teil I Nr. 50 vom 19. Dezember 2019) neu gefasste § 113 Abs. 3 AktG, gemäß dem bei 

börsennotierten Gesellschaften mindestens alle vier Jahre über die Vergütung der 

Aufsichtsratsmitglieder Beschluss zu fassen ist. 

Nach erfolgreicher Durchführung des Delistingverfahrens im Jahr 2023 ist die Schumag 

Aktiengesellschaften nicht mehr börsennotiert im Sinne des § 120a Abs. 1 Satz 1 AktG, so 

dass Vorstand und  Aufsichtsrat beschlossen haben, dass sie zukünftig nicht mehr an das 

ursprünglich beschlossene Vergütungssystem des Aufsichtsrats gebunden sein möchten und 

dieses daher keine Geltung mehr entfalten soll. Höchstvorsorglich soll daher die 

Hauptversammlung das ersatzlose Entfallen des Vergütungssystem beschließen. 

 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, zu beschließen: 

 

Das am 28. April 2021 von der Hauptversammlung beschlossene Vergütungssystem für die 

Mitglieder des Aufsichtsrats wird ersatzlos aufgehoben. 
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III.  BERICHTE DES VORSTANDS AN DIE HAUPTVERSAMMLUNG  

 

1. Bericht des Vorstands an die Hauptversammlung zu TOP 6 (Ausschluss des 

Bezugsrechts bei Verwendung des neu geschaffenen Genehmigten Kapitals 2024)  

 

Der Vorstand hat gemäß §§ 203 Abs. 1 und Abs. 2 Satz 2, 186 Abs. 4 Satz 2 und Abs. 3 

Satz 4 AktG einen schriftlichen Bericht über die gemäß TOP 6 vorgeschlagene 

Ermächtigung zum Ausschluss des Bezugsrechts erstattet. Der Bericht hat folgenden 

Inhalt:  

 

Zur Schaffung des Genehmigten Kapitals 2024 wurden die Höchstgrenzen ausgeschöpft. 

Das derzeitige Grundkapital der Gesellschaft beträgt EUR 13.499.996,00. Die neuen 

Aktien aus dem Genehmigten Kapital 2024 werden den Aktionären, für den Fall, dass der 

Vorstand von der Ermächtigung, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Kapital zu 

erhöhen, Gebrauch macht, grundsätzlich zum Bezug angeboten. Dabei wird der 

Bezugskurs zu gegebener Zeit so festgelegt, dass die Interessen der Aktionäre und die 

Belange der Gesellschaft - unter Berücksichtigung der jeweiligen Kapitalmarktverhältnisse 

- angemessen gewahrt werden. Dies gilt stets auch in den nachstehend angesprochenen 

Fällen eines Bezugsrechtsausschlusses, den der Vorstand jeweils mit Zustimmung des 

Aufsichtsrats beschließen darf. Die Ermächtigung des Vorstands soll das Recht 

umfassen, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der Aktionäre für den 

Ausgleich von rechnerischen Spitzenbeträgen auszuschließen. Dadurch soll die 

Möglichkeit geschaffen werden, einen runden Emissionsbetrag und ein glattes 

Bezugsverhältnis zu erreichen, um so die Abwicklung von Kapitalmaßnahmen zu 

erleichtern. Im Interesse der Gesellschaft wird auch die Möglichkeit eines 

Bezugsrechtsausschlusses zugunsten von Inhabern von zu begebenden Options- und 

Wandlungsrechten liegen. Denn indem entsprechende Bezugsrechte bei der 

Kapitalerhöhung an die Inhaber der bezeichneten Rechte ausgegeben werden, kann auf 

diese Weise eine ansonsten in den Options- oder Schuldverschreibungsbedingungen 

übliche Herabsetzung des Options- beziehungsweise Wandlungspreises aufgrund von 

sogenannten Verwässerungsschutzklauseln im Falle von Kapitalerhöhungen vermieden 

werden. Die Möglichkeit des Bezugsrechtsausschlusses bei Ausgabe von Aktien als 

Belegschaftsaktien an Arbeitnehmer der Gesellschaft und der mit der Gesellschaft im 

Sinne von § 15 AktG verbundenen Unternehmen, hat zum Ziel, durch die Gewährung von 

Aktien an die Belegschaft die Identifikation von Arbeitnehmern mit dem Unternehmen und 

damit die Motivation und die Bindung der Arbeitnehmer an die Gesellschaft zu erhöhen. 

Zudem bietet sich die Ausgabe von Belegschaftsaktien auch zum Zwecke der 

Vermögensbildung für weite Kreise der Arbeitnehmerschaft an und stellt dadurch stets 

eine gute Alternative zur Ausgabe von Aktienoptionsrechten dar, welche 

schwerpunktmäßig für Führungskräfte in Betracht kommt. Die Verwaltung soll ferner 

ermächtigt sein, das gesetzliche Bezugsrecht der Aktionäre auszuschließen, um neue 

Aktien zur Gewinnung von Sacheinlagen, insbesondere zum Erwerb von Unternehmen, 

Teilen von Unternehmen oder Beteiligungen an Unternehmen und/oder zum Zwecke des 

Erwerbs von sonstigen Vermögensgegenständen einschließlich Rechten und 

Forderungen, gegen Sacheinlagen, auszugeben, wenn dies im Interesse der Gesellschaft 

liegt. Die Praxis zeigt, dass die Inhaber attraktiver Akquisitionsobjekte als Gegenleistung 

für eine Veräußerung häufig die Verschaffung von stimmberechtigten Aktien der 

erwerbenden Gesellschaft verlangen. Um solche Unternehmen erwerben zu können, 

muss die Gesellschaft die Möglichkeit haben, Aktien als Gegenleistung zu gewähren. Dies 
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erfordert kurzfristig zutreffende Entscheidungen, die nicht zuwarten können, bis eine 

Hauptversammlung einberufen und eine ordentliche Kapitalerhöhung durchgeführt wird. 

Die vorgeschlagene Ermächtigung gibt hierzu die notwendige Flexibilität. Des Weiteren 

möchte sich die Gesellschaft die Platzierung von Aktien zur Erschließung neuer 

Kapitalmärkte, insbesondere im Ausland vorbehalten. Dies bedingt einen 

Bezugsrechtsausschluss. Schließlich soll mit Zustimmung des Aufsichtsrats das 

Bezugsrecht bei Barkapitalerhöhungen ausgeschlossen werden können, soweit die unter 

Ausschluss des Bezugsrechts ausgegebenen Aktien insgesamt 10 % des Grundkapitals 

nicht überschreiten dürfen (§ 186 Abs. 3 Satz 4 AktG), und zwar weder im Zeitpunkt des 

Wirksamwerdens noch im Zeitpunkt der Ausnutzung der Ermächtigung und soweit der 

Ausgabebetrag der neuen Aktien den jeweiligen Börsenpreis nicht wesentlich 

unterschreitet. Damit soll die Verwaltung in die Lage versetzt werden, die Eigenmittel der 

Gesellschaft schnell, flexibel und kostengünstig zu verstärken. Durch gesetzliche 

Vorgaben sind die Aktionäre ausreichend geschützt. Wenn sie ihre Beteiligungsquote 

aufrechterhalten möchten, können sie die dazu erforderlichen Aktien auch über die Börse 

erwerben. Da der Ausgabepreis neuer Aktien den Börsenpreis nicht wesentlich 

unterschreiten darf, wird dem jeweiligen Bezugsberechtigten kein wirtschaftlicher Vorteil 

eingeräumt. Aufgrund der vorstehenden Ausführungen und nach Abwägung aller 

Umstände ist der Vorstand überzeugt, dass die im Rahmen des Beschlusses zu TOP 6 

vorgesehene Ermächtigung zum Bezugsrechtsausschluss in den umschriebenen 

Grenzen erforderlich, geeignet und angemessen sowie im Interesse der Gesellschaft und 

ihrer Aktionäre geboten ist. 

 

2. Bericht des Vorstands zu TOP 7 (Ausschluss des Bezugsrechts bei der Ausgabe 

von Wandel- oder Optionsschuldverschreibungen) gemäß §§ 221 Abs. 4 Satz 2, 186 

Abs. 4 Satz 2 und Abs. 3 Satz 4 AktG 

 

Da von der bisherigen Ermächtigung zur Ausgabe von Wandel- und/oder 

Optionsschuldverschreibungen kein Gebrauch gemacht und das Bedingte Kapital 2023 

nicht ausgenutzt wurde, schlagen Vorstand und Aufsichtsrat eine neue Ermächtigung des 

Vorstandes zur Ausgabe von Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen und 

sowie ein Bedingtes Kapital 2024 vor. 

 

Durch die Ausgabe von Wandel-/Optionsschuldverschreibungen 

(„Schuldverschreibungen“) kann die Gesellschaft je nach Marktlage attraktive 

Finanzierungsmöglichkeiten nutzen, etwa um dem Unternehmen zinsgünstig 

Fremdkapital zukommen zu lassen. Ferner können durch die Ausgabe von Wandel-/ 

Optionsschuldverschreibungen, gegebenenfalls in Ergänzung zum Einsatz anderer 

Instrumente wie einer Kapitalerhöhung, neue Investorenkreise erschlossen werden. Die 

Gesellschaft ist in einem sich stetig verändernden Markt tätig, so dass es möglich ist, 

kurzfristig Investitionen tätigen zu müssen. In diesem Zusammenhang erweitert die 

Möglichkeit der Ausgabe von Schuldverschreibungen die Handlungsmöglichkeiten der 

Gesellschaft. 

 

Die unter TOP 7 vorgeschlagene Ermächtigung sieht vor, dass Schuldverschreibungen 

über bis zu EUR 6.149.999,00 mit Wandlungs-/Optionsrechten beziehungsweise -

pflichten auf Aktien der Gesellschaft ausgegeben werden können. Dafür sollen bis zu 

6.149.999 Stück neue Aktien der Gesellschaft mit einem anteiligen Betrag am 
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Grundkapital von bis zu EUR 6.149.999 aus dem neu zu schaffenden Bedingten 

Kapital 2024 zur Verfügung stehen. 

 

Bei vollständiger Ausnutzung dieser Ermächtigung würde dies insgesamt eine Erhöhung 

des Grundkapitals um bis zu etwa 45,56 % bedeuten. Die Ermächtigung ist bis zum 

24. September 2029 befristet. 

 

Die Gesellschaft soll je nach Marktlage die Schuldverschreibungen in Euro oder anderen 

gesetzlichen Währungen von OECD-Ländern ausgeben können. Die 

Schuldverschreibungen sollen auch die Möglichkeit einer Verpflichtung zur Ausübung des 

Wandlungs-/Optionsrechts beziehungsweise ein Andienungsrecht des Emittenten 

vorsehen können. 

 

Darüber hinaus soll anstelle der Erfüllung der Schuldverschreibungen mit Aktien aus dem 

Bedingten Kapital 2024 auch die Lieferung eigener Aktien der Gesellschaft, die Zahlung 

des Gegenwerts in Geld oder die Lieferung anderer börsennotierter Wertpapiere 

vorgesehen werden können. 

 

Der Wandlungs-/Optionspreis darf einen Mindestausgabebetrag nicht unterschreiten, 

dessen Errechnungsgrundlagen genau angegeben sind. Anknüpfungspunkt für die 

Berechnung ist jeweils der Börsenkurs der Aktie der Gesellschaft im zeitlichen 

Zusammenhang mit der Platzierung der Schuldverschreibungen beziehungsweise im Fall 

einer Wandlungs-/Optionspflicht sowie einem Andienungsrecht alternativ der Börsenkurs 

der Aktie der Gesellschaft im zeitlichen Zusammenhang mit der Endfälligkeit der 

Schuldverschreibungen. 

 

Der Wandlungs-/Optionspreis kann unbeschadet von § 9 Abs. 1 und § 199 Abs. 2 

Aktiengesetz aufgrund einer Verwässerungsschutz- beziehungsweise 

Anpassungsklausel nach näherer Bestimmung der der jeweiligen Schuldverschreibung 

zugrunde liegenden Bedingungen wertwahrend angepasst werden, wenn es während der 

Laufzeit der Schuldverschreibungen beziehungsweise der Optionsscheine z. B. zu 

Kapitalveränderungen bei der Gesellschaft kommt, etwa einer Kapitalerhöhung 

beziehungsweise -herabsetzung oder einem Aktiensplit. Weiter können 

Verwässerungsschutz beziehungsweise Anpassungen vorgesehen werden im 

Zusammenhang mit Dividendenzahlungen, der Begebung weiterer Wandel-/ 

Optionsschuldverschreibungen sowie im Fall außergewöhnlicher Ereignisse, die während 

der Laufzeit der Schuldverschreibungen beziehungsweise der Optionsscheine eintreten 

(wie z. B. der Kontrollerlangung durch einen Dritten). Verwässerungsschutz 

beziehungsweise Anpassungen können auch durch Einräumung von Bezugsrechten oder 

durch die Veränderung oder Einräumung von Barkomponenten vorgesehen werden. 

 

Grundsätzlich besteht ein Bezugsrecht der Aktionäre auf Schuldverschreibungen dieser 

Art. Um die Abwicklung zu erleichtern, soll auch von der Möglichkeit Gebrauch gemacht 

werden können, die Schuldverschreibungen an Kreditinstitute mit der Verpflichtung 

auszugeben, sie den Aktionären entsprechend ihrem Bezugsrecht zum Bezug 

anzubieten. In einigen Fällen soll der Vorstand aber auch ermächtigt sein, das 

Bezugsrecht mit Zustimmung des Aufsichtsrats auszuschließen. 
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Für den Bezugsrechtsausschluss gilt gemäß § 221 Abs. 4 Satz 2 AktG die Bestimmung 

des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG sinngemäß. Um die in dieser Regelung vorgesehene Grenze 

für Bezugsrechtsausschlüsse von 10 % des Grundkapitals einzuhalten, ist die Ausgabe 

von neuen Aktien auf einen anteiligen Betrag des Grundkapitals der Gesellschaft von bis 

zu 10 % einschließlich der Ausnutzung anderer Ermächtigungen nach § 186 Abs. 3 Satz 4 

AktG beschränkt. 

 

Die Platzierung unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre ist zweckmäßig, um 

günstige Entwicklungen am Kapitalmarkt schnell wahrnehmen und eine 

Schuldverschreibung schnell und flexibel zu attraktiven Konditionen am Markt platzieren 

zu können. Um einen deutlich höheren Mittelzufluss als im Fall der Ausgabe unter 

Wahrung des Bezugsrechts zu erzielen, muss die Gesellschaft auf Marktentwicklungen 

kurzfristig reagieren können. 

 

Bei Einräumung eines Bezugsrechts wäre die erfolgreiche Platzierung wegen der 

Ungewissheit über die Ausnutzung der Bezugsrechte gefährdet beziehungsweise mit 

zusätzlichem Aufwand verbunden. Für die Gesellschaft günstige, möglichst marktnahe 

Konditionen können nur festgesetzt werden, wenn die Gesellschaft an diese nicht für 

einen zu langen Angebotszeitraum gebunden ist. Sonst wäre, um die Attraktivität der 

Konditionen und damit die Erfolgschancen der jeweiligen Emission für den ganzen 

Angebotszeitraum sicherzustellen, ein nicht unerheblicher Sicherheitsabschlag 

erforderlich. 

 

Die Interessen der Aktionäre werden dadurch gewahrt, dass die Schuldverschreibungen 

nicht wesentlich unter dem theoretischen Marktwert ausgegeben werden. Dabei ist der 

theoretische Marktwert anhand von anerkannten finanzmathematischen Methoden zu 

ermitteln. Der Vorstand wird bei seiner Preisfestsetzung unter Berücksichtigung der 

jeweiligen Situation am Kapitalmarkt den Abschlag vom Börsenkurs so gering wie möglich 

halten. 

 

Damit wird der rechnerische Marktwert eines Bezugsrechts auf beinahe null sinken, so 

dass den Aktionären durch den Bezugsrechtsausschluss kein nennenswerter 

wirtschaftlicher Nachteil entstehen kann. Sie haben zudem die Möglichkeit, ihren Anteil 

am Grundkapital der Gesellschaft zu annähernd gleichen Bedingungen mittels eines 

Erwerbs der erforderlichen Aktien über die Börse aufrechtzuerhalten. 

 

Die übrigen vorgeschlagenen Fälle des Bezugsrechtsausschlusses dienen lediglich dazu, 

die Ausgabe von Schuldverschreibungen zu vereinfachen. Der Ausschluss bei 

Spitzenbeträgen ist sinnvoll und marktkonform, um ein praktisch handhabbares 

Bezugsverhältnis herstellen zu können. Der marktübliche Ausschluss des Bezugsrechts 

zugunsten der Inhaber beziehungsweise Gläubiger bereits ausgegebener 

Schuldverschreibungen hat den Vorteil, dass der Wandlungs-/Optionspreis für die bereits 

ausgegebenen und regelmäßig mit einem Verwässerungsschutzmechanismus 

ausgestatteten Schuldverschreibungen nicht ermäßigt zu werden braucht. Dadurch 

können die Schuldverschreibungen in mehreren Tranchen attraktiver platziert werden, 

und es wird insgesamt ein höherer Mittelzufluss ermöglicht. Die vorgeschlagenen 

Ausschlüsse des Bezugsrechts liegen damit im Interesse der Gesellschaft und ihrer 

Aktionäre. 
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Das Bedingte Kapital 2024 wird benötigt, um die mit den Schuldverschreibungen 

verbundenen Wandlungs-/Optionsrechte beziehungsweise Wandlungs-/Optionspflichten 

oder Andienungsrechte auf beziehungsweise in Bezug auf Aktien der Gesellschaft zu 

erfüllen. 

 

Konkrete Pläne für eine Ausnutzung der Ermächtigung zur Ausgabe von Wandel-/ 

Optionsschuldverschreibungen bestehen derzeit nicht. Der Vorstand wird in jedem Fall 

sorgfältig prüfen, ob die Ausnutzung der Ermächtigung im Interesse der Gesellschaft und 

ihrer Aktionäre ist. Der Vorstand wird der Hauptversammlung über jede Ausnutzung der 

Ermächtigung berichten. 

 

 

IV. WEITERE ANGABEN UND HINWEISE ZUR EINBERUFUNG  

 

Teilnahme an der Hauptversammlung 

 

Die Gesellschaft ist gemäß § 121 Abs. 3 AktG als im Freiverkehr gehandelte Gesellschaft nur 

verpflichtet, in der Einberufung Angaben zu Firma und Sitz der Gesellschaft, Zeit und Ort der 

Hauptversammlung sowie der Tagesordnung zu machen. Nachfolgende Hinweise erfolgen 

daher freiwillig, um den Aktionären die Teilnahme an der Hauptversammlung zu erleichtern. 

 

1. Gesamtzahl der Aktien und Stimmrechte im Zeitpunkt der Einberufung dieser 

Hauptversammlung 

 

Das Grundkapital der Gesellschaft beträgt EUR 13.499.996,00 und ist eingeteilt in 13.499.996 

auf den Inhaber lautende Stückaktien. Die Gesamtzahl der Stimmrechte beträgt 13.499.996. 

Die Gesellschaft hält keine eigenen Aktien. Diese Angaben beziehen sich auf den Zeitpunkt 

der Bekanntmachung der Einberufung dieser Hauptversammlung im Bundesanzeiger. 

 

2. Teilnahme an der Hauptversammlung 

 

Zur Teilnahme an der Hauptversammlung, zur Ausübung des Stimmrechts und zur 

Antragstellung sind diejenigen Aktionäre berechtigt, die sich vor der Hauptversammlung unter 

Vorlage eines besonderen Nachweises ihres Aktienbesitzes durch das depotführende Institut 

anmelden (§ 16 Abs. 2 der Satzung). Der Nachweis muss sich auf Geschäftsschluss des 

22. Tages vor der Hauptversammlung (also auf Dienstag, den 3. September, 24.00 Uhr 

Ortszeit am Sitz der Gesellschaft) beziehen (Record Date), in Textform (§ 126b BGB) erstellt 

sein und in deutscher oder englischer Sprache erfolgen (§ 16 Absatz 1 der Satzung).  

 

Der vorstehend angegebene Nachweisstichtag hat die Bedeutung, dass nur diejenigen 

Personen, die zu diesem Zeitpunkt Aktionäre der Gesellschaft sind, bei Erfüllung der weiteren 

satzungsmäßigen und gesetzlichen Voraussetzungen zur Teilnahme an der 

Hauptversammlung und zur Ausübung des Stimmrechts berechtigt sind. Personen, die ihre 

Aktien erst nach dem Nachweisstichtag erworben haben, können hingegen an der 

Hauptversammlung nicht teilnehmen und dort ihre Rechte aus den Aktien nicht ausüben. 

Personen, die ihre Aktien nach dem Nachweisstichtag veräußern, sind – bei rechtzeitiger 

Anmeldung und Vorlage des Nachweises des Anteilsbesitzes – im Verhältnis zur Gesellschaft 

gleichwohl zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur Ausübung ihres Stimmrechts 
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berechtigt. Der Nachweisstichtag hat keinerlei Auswirkungen auf die Veräußerbarkeit der 

Aktien und ist kein relevantes Datum für eine eventuelle Dividendenberechtigung. 

 

Die Anmeldung und der Nachweis müssen der Gesellschaft unter der nachfolgend genannten 

Adresse, Telefax-Nummer oder E-Mail-Adresse mindestens sechs Tage vor dem Tag der 

Hauptversammlung (also bis spätestens Mittwoch, den 18. September 2024, 24.00 Uhr 

Ortszeit am Sitz der Gesellschaft) zugehen. 

 

Anmeldestelle:    

Schumag Aktiengesellschaft 

c/o Better Orange IR & HV AG 

Haidelweg 48 

81241 München 

Deutschland 

Telefax-Nr.: +49 (0) 89 / 889 690 633 

E-Mail: anmeldung@linkmarketservices.eu 

 

Bei Vorliegen der Teilnahmevoraussetzungen werden den Aktionären nach ordnungsgemäßer 

Anmeldung Eintrittskarten für die Hauptversammlung übersandt. Um den rechtzeitigen Erhalt 

der Eintrittskarte sicherzustellen, sollte die Bestellung möglichst frühzeitig bei der Depotbank 

eingehen. Klargestellt wird, dass die Eintrittskarten nicht Voraussetzung für die Teilnahme an 

der Hauptversammlung sind, sondern der Erleichterung der technischen Abwicklung dienen. 

 

3. Verfahren der Stimmabgabe durch Bevollmächtigte 

 

Das Stimmrecht kann in der Hauptversammlung durch einen Bevollmächtigten ausgeübt 

werden, z.B. durch einen Intermediär, eine Vereinigung von Aktionären, einen 

Stimmrechtsberater oder eine andere Person ihrer Wahl. Auch dann ist eine fristgemäße 

Anmeldung des jeweiligen Anteilsbesitzes mit dem entsprechenden Nachweis erforderlich. 

Bevollmächtigt ein Aktionär mehr als eine Person, so kann die Gesellschaft gemäß § 134  

Abs. 3 Satz 2 AktG einen oder mehrere von diesen zurückweisen. 

 

Die Erteilung der Vollmacht, ihr Widerruf und der Nachweis der Bevollmächtigung gegenüber 

der Gesellschaft bedürfen der Textform (§ 126b BGB), wenn keine Vollmacht nach § 135 AktG 

erteilt wird. 

 

Bei Bevollmächtigung von Intermediären, Aktionärsvereinigungen, Stimmrechtsberatern oder 

diesen nach § 135 Abs. 8 AktG gleichgestellten Personen oder Institutionen gelten die 

besonderen Vorschriften des § 135 AktG, die unter anderem verlangen, dass die Vollmacht 

nachprüfbar festzuhalten ist. Hier können daher Ausnahmen von dem allgemeinen 

Textformerfordernis gelten. Die betreffenden Vollmachtsempfänger setzen jedoch unter 

Umständen besondere Regelungen für ihre eigene Bevollmächtigung fest. Die Aktionäre 

werden deshalb gebeten, sich ggf. mit den betreffenden Vollmachtsempfängern rechtzeitig 

über die jeweilige Form und das Verfahren der Bevollmächtigung abzustimmen. 
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Ein Formular, das für die Erteilung einer Stimmrechtsvollmacht verwendet werden kann, 

befindet sich auf der Rückseite der Eintrittskarte, die den Aktionären nach der oben 

beschriebenen form- und fristgerechten Anmeldung zugeschickt wird, und ist auch auf der 

Internetseite der Gesellschaft unter  

 

https://www.schumag.de/investor_relation/hauptversammlung/  

 

abrufbar (§ 124a Satz 1 Nr. 5 AktG). Die Verwendung der vorgegebenen Formulare ist nicht 

zwingend, im Interesse einer reibungslosen Abwicklung bei der Vollmachtserteilung aber 

wünschenswert. 

 

Die Bevollmächtigung kann nachgewiesen werden durch Vorweisen der Vollmacht bei der 

Einlasskontrolle am Tag der Hauptversammlung oder durch die vorherige Übermittlung des 

Nachweises der Bevollmächtigung oder der Bevollmächtigung selbst an folgende Adresse, 

Telefax-Nummer oder E-Mail-Adresse:    

 

Schumag Aktiengesellschaft 

c/o Better Orange IR & HV AG 

Haidelweg 48 

81241 München 

Deutschland 

Telefax-Nr.: +49 (0) 89 / 889 690 655 

E-Mail: schumag@linkmarketservices.eu 

 

Teilnahme- und stimmberechtigte Aktionäre haben auch die Möglichkeit, ihre Stimmrechte in 

der Hauptversammlung entsprechend ihren Weisungen durch von der Gesellschaft benannte 

Stimmrechtsvertreter ausüben zu lassen. Wenn ein Aktionär die von der Gesellschaft 

benannten Stimmrechtsvertreter bevollmächtigen möchte, muss er diesen zu jedem 

Beschlussvorschlag, über den abgestimmt wird, Weisungen erteilen, wie das Stimmrecht 

ausgeübt werden soll. Die von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter sind 

verpflichtet, nach Maßgabe der ihnen erteilten Weisungen abzustimmen. Diese 

Stimmrechtsvertreter nehmen jedoch keine Vollmachten zur Einlegung von Widersprüchen 

gegen Hauptversammlungsbeschlüsse, zur Ausübung des Rede- und Fragerechts oder zur 

Stellung von Anträgen entgegen. Die Vollmachten und die Weisungen für von der Gesellschaft 

benannte Stimmrechtsvertreter können bereits vor der Hauptversammlung erteilt werden und 

müssen in Textform (§ 126b BGB) möglichst unter Verwendung des von der Gesellschaft dafür 

vorgesehenen Formulars übermittelt werden. Ein Formular zur Vollmachts- und 

Weisungserteilung an Stimmrechtsvertreter erhalten die Aktionäre zusammen mit der 

Eintrittskarte und können auch gesondert bei der Gesellschaft angefordert werden; das 

entsprechende Formular kann auch auf der Internetseite der Gesellschaft unter 

 

https://www.schumag.de/investor_relation/hauptversammlung/  

 

abgerufen werden. Im Falle der Bevollmächtigung der von der Gesellschaft benannten 

Stimmrechtsvertreter muss die Stimmrechtsvollmacht mit den Weisungen zur Abstimmung zu 

den einzelnen Beschlussvorschlägen rechtzeitig, aus abwicklungstechnischen Gründen 

möglichst bis spätestens Dienstag, den 24. September 2024, 24.00 Uhr Ortszeit am Sitz der 

Gesellschaft, (Eingangsdatum) bei der oben genannten Adresse, Telefax-Nummer oder E-

Mail-Adresse in Textform (§ 126b BGB) eingegangen sein. 
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Darüber hinaus bieten wir form- und fristgerecht angemeldeten und in der Hauptversammlung 

erschienenen Aktionären, Aktionärsvertretern bzw. deren Bevollmächtigten an, die 

Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft auch direkt in der Hauptversammlung bis zum Beginn 

der Abstimmungen mit der weisungsgebundenen Ausübung des Stimmrechts zu 

bevollmächtigen. 

 

Auch im Falle einer Bevollmächtigung des von der Gesellschaft benannten 

Stimmrechtsvertreters sind Anmeldung und Nachweis des Anteilsbesitzes fristgerecht nach 

den vorstehenden Bestimmungen erforderlich. 

 

4. Rechte der Aktionäre 

 

a) Ergänzungsanträge zur Tagesordnung auf Verlangen einer Minderheit gemäß § 122  

Abs. 2 AktG 

 

Aktionäre, deren Anteile zusammen den zwanzigsten Teil des Grundkapitals oder den 

anteiligen Betrag von EUR 500.000,00 erreichen, können nach § 122 Abs. 2 AktG 

verlangen, dass Gegenstände auf die Tagesordnung gesetzt und bekannt gemacht werden. 

Jedem neuen Gegenstand muss eine Begründung oder eine Beschlussvorlage beiliegen. 

Die Antragsteller haben außerdem nachzuweisen, dass sie seit mindestens neunzig Tagen 

vor dem Tag des Zugangs des Verlangens hinsichtlich des Mindestaktienbesitzes Inhaber 

der Aktien sind und dass sie die Aktien bis zur Entscheidung über das Verlangen halten. 

Bei der Berechnung der Aktienbesitzzeit steht dem Eigentum ein Anspruch auf 

Übereignung gegen ein Kreditinstitut, Finanzdienstleistungsinstitut oder ein nach § 53  

Abs. 1 Satz 1 oder § 53b Abs. 1 Satz 1 oder Abs. 7 des Gesetzes über das Kreditwesen 

tätiges Unternehmen gleich; die Eigentumszeit eines Rechtsvorgängers wird dem Aktionär 

zugerechnet, wenn er die Aktie unentgeltlich, von seinem Treuhänder, als 

Gesamtrechtsnachfolger, bei Auseinandersetzung einer Gemeinschaft oder bei einer 

Bestandsübertragung nach § 13 des Versicherungsaufsichtsgesetzes oder § 14 des 

Gesetzes über Bausparkassen erworben hat (vgl. § 70 AktG). 

 

Ein solches Verlangen ist schriftlich (§ 126 BGB) oder in der elektronischen Form gemäß 

§ 126 a BGB (d.h. mit qualifizierter elektronischer Signatur), und ausschließlich an den 

Vorstand zu richten; es muss der Gesellschaft mindestens 24 Tage vor der 

Hauptversammlung (wobei der Tag der Versammlung und der Tag des Zugangs nicht 

mitzurechnen sind), also bis spätestens Samstag, den 31. August 2024, 24.00 Uhr Ortszeit 

am Sitz der Gesellschaft, zugegangen sein. Es wird gebeten, entsprechende Verlangen an 

die folgende Adresse zu übersenden:    

 

Schumag Aktiengesellschaft 

- Vorstand - 

Nerscheider Weg 170 

52076 Aachen 

Deutschland 

E-Mail (mit qualifizierter elektronischer Signatur gemäß § 126 a BGB): HV@schumag.de 

 

Bekannt zu machende Ergänzungen der Tagesordnung werden, soweit sie nicht bereits mit 

der Einberufung der Hauptversammlung bekannt gemacht wurden, unverzüglich nach 
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Zugang des Verlangens im Bundesanzeiger bekannt gemacht. Sie werden außerdem auf 

der Internetseite unter 

 

https://www.schumag.de/investor_relation/hauptversammlung/  

 

bekannt gemacht. 

 

b) Anträge und Wahlvorschläge von Aktionären gemäß §§ 126 Abs. 1, 127 AktG 

 

Wenn ein Aktionär der Gesellschaft einen Gegenantrag nach Maßgabe von § 126 Abs. 1 

AktG gegen einen Vorschlag von Vorstand und/oder Aufsichtsrat zu einem bestimmten 

Punkt der Tagesordnung mindestens 14 Tage vor der Versammlung (wobei der Tag der 

Versammlung und der Tag des Zugangs nicht mitzurechnen sind) an die in der Einberufung 

hierfür mitgeteilte Adresse übersandt hat, sind solche Anträge nach Maßgabe von § 126 

Abs. 1 AktG unter Angabe des Namens des Aktionärs, einer etwaigen Begründung und 

einer etwaigen Stellungnahme der Verwaltung den in § 125 Abs. 1 bis 3 AktG genannten 

Berechtigten zugänglich zu machen. Ein Gegenantrag und dessen etwaige Begründung 

brauchen nicht zugänglich gemacht zu werden, wenn eine der Voraussetzungen des § 126 

Abs. 2 AktG vorliegt. Eine weitergehende Darstellung dieser Gründe findet sich auf der 

vorgenannten Internetseite. 

 

Nach § 127 AktG gilt für den Vorschlag eines Aktionärs zur Wahl von 

Aufsichtsratsmitgliedern oder von Abschlussprüfern die Vorschrift des § 126 AktG 

sinngemäß, wobei der Wahlvorschlag nicht begründet zu werden braucht. Der Vorstand 

muss den Wahlvorschlag, abgesehen von den Fällen in § 126 Abs. 2 AktG, auch dann nicht 

zugänglich machen, wenn der Vorschlag nicht die Angaben nach § 124 Abs. 3 Satz 4 AktG 

(Angabe des Namens, des ausgeübten Berufs und des Wohnorts des Vorgeschlagenen) 

enthält. Anträge und Wahlvorschläge von Aktionären gemäß § 126 Abs. 1 bzw. § 127 AktG 

sind an folgende Adresse, Telefax-Nummer oder E-Mail-Adresse zu übersenden:    

 

Schumag Aktiengesellschaft 

HV-Stelle 

Nerscheider Weg 170 

52076 Aachen 

Deutschland 

Telefax-Nr.: +49 (0) 2408 / 12-316 

E-Mail: HV@schumag.de 

 

Rechtzeitig eingegangene Gegenanträge und Wahlvorschläge, d.h. solche, die der 

Gesellschaft bis spätestens Dienstag, den 10. September 2024, 24.00 Uhr Ortszeit am Sitz 

der Gesellschaft, zugehen, werden gemäß den gesetzlichen Vorschriften über die 

Internetseite 

 

https://www.schumag.de/investor_relation/hauptversammlung/  

 

zugänglich gemacht. Eventuelle Stellungnahmen des Vorstands und/oder des Aufsichtsrats 

zu Gegenanträgen und Wahlvorschlägen werden ebenfalls auf dieser Internetseite 

veröffentlicht. 
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Auch ein der Gesellschaft bereits zuvor übersandter Gegenantrag oder Wahlvorschlag 

muss in der Hauptversammlung ausdrücklich gestellt werden, selbst wenn er vorher 

zugänglich gemacht wurde. Ein Gegenantrag oder Wahlvorschlag zu einem oder mehreren 

Tagesordnungspunkten kann im Übrigen in der Hauptversammlung auch dann noch 

gestellt werden, wenn er der Gesellschaft nicht zuvor innerhalb der Frist nach § 126 Abs. 1 

AktG zugesandt worden war. 

 

c) Auskunftsrecht des Aktionärs gemäß § 131 Abs. 1 AktG 

 

In der Hauptversammlung hat der Vorstand nach § 131 Abs. 1 AktG jedem Aktionär auf 

Verlangen Auskunft über Angelegenheiten der Gesellschaft zu geben, soweit sie zur 

sachgemäßen Beurteilung des Gegenstands der Tagesordnung erforderlich ist. 

 

Unter bestimmten, in § 131 Abs. 3 AktG geregelten Voraussetzungen darf der Vorstand die 

Auskunft verweigern, zum Beispiel soweit die Erteilung der Auskunft nach vernünftiger 

kaufmännischer Beurteilung geeignet ist, der Gesellschaft oder einem verbundenen 

Unternehmen einen nicht unerheblichen Nachteil zuzufügen.  

 

5. Informationen zum Datenschutz für Aktionäre und Aktionärsvertreter  

 

Die Schumag Aktiengesellschaft verarbeitet auf Grundlage der geltenden Datenschutzgesetze 

personenbezogene Daten, um den Aktionären und deren Vertretern die Teilnahme an der 

Hauptversammlung sowie die Ausübung ihrer Rechte im Rahmen der Hauptversammlung zu 

ermöglichen. Für die Verarbeitung ist die Schumag Aktiengesellschaft die verantwortliche 

Stelle. Rechtsgrundlage für die Verarbeitung ist Art. 6 Abs. 1 Satz 1 lit. c DSGVO. Die 

Dienstleister der Schumag Aktiengesellschaft, welche zum Zwecke der Ausrichtung der 

Hauptversammlung beauftragt werden, erhalten von der Schumag Aktiengesellschaft nur 

solche personenbezogenen Daten, welche für die Ausführung der beauftragten Dienstleistung 

erforderlich sind und verarbeiten diese Daten ausschließlich nach Weisung der Schumag 

Aktiengesellschaft. Im Übrigen werden personenbezogene Daten im Rahmen der gesetzlichen 

Vorschriften den Aktionären und Aktionärsvertretern im Zusammenhang mit der 

Hauptversammlung über das Teilnehmerverzeichnis zur Verfügung gestellt. Die 

personenbezogenen Daten werden dabei im Rahmen der gesetzlichen Pflichten gespeichert 

und anschließend gelöscht. 

 

Unter den gesetzlichen Voraussetzungen haben sie ein jederzeitiges Auskunfts-, 

Berichtigungs-, Einschränkungs-, Widerspruchs- und Löschungsrecht bezüglich der 

Verarbeitung ihrer personenbezogenen Daten sowie ein Recht auf Datenübertragung nach 

Kapitel III DSGVO. Diese Rechte können sie gegenüber der Schumag Aktiengesellschaft 

unentgeltlich über die E-Mail-Adresse 

 

datenschutzbeauftragter@datenschutzexperte.de  

 

oder über die folgenden Kontaktdaten geltend machen:    

 

Schumag Aktiengesellschaft 

Datenschutz 

Nerscheider Weg 170 

52076 Aachen 
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Zudem steht ihnen ein Beschwerderecht bei den Datenschutz-Aufsichtsbehörden nach Art. 77 

DSGVO zu. 

 

Die Aktionäre erreichen unseren betrieblichen Datenschutzbeauftragten unter:   

 

Proliance GmbH / www. datenschutzexperte.de 

Datenschutzbeauftragter 

Leopoldstraße 21 

80802 München 

E-Mail: datenschutzbeauftragter@datenschutzexperte.de  

 

Aachen, im August 2024 

 

Schumag Aktiengesellschaft 

 

Der Vorstand 
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Mindestinformationen nach § 125 Abs. 1 AktG i.V.m. § 125 Abs. 5 AktG, Artikel 4 Abs. 1 sowie 
Tabelle 3 Blöcke A bis C des Anhangs der Durchführungsverordnung (EU) 2018/1212  

Art der Angabe Beschreibung 

A. Inhalt der Mitteilung 

1. Eindeutige Kennung des Ereignisses SCM092024oHV 

2. Art der Mitteilung Einladung zur Hauptversammlung 

[im Format gemäß Durchführungsverordnung (EU) 2018/1212: 
NEWM] 

B. Angaben zum Emittenten 

1. ISIN  DE0007216707 

2. Name des Emittenten  Schumag Aktiengesellschaft 

C. Angaben zur Hauptversammlung  

1. Datum der Hauptversammlung  25.09.2024 

[im Format gemäß Durchführungsverordnung (EU) 2018/1212: 
20240925] 

2. Uhrzeit der Hauptversammlung 10:00 Uhr (MESZ) 

[im Format gemäß Durchführungsverordnung (EU) 2018/1212:  
08:00 UTC] 

3. Art der Hauptversammlung  Ordentliche Hauptversammlung  

[im Format gemäß Durchführungsverordnung (EU) 2018/1212: 
GMET] 

4. Ort der Hauptversammlung  Schumag Aktiengesellschaft, in den Räumen (Kantine) der 
Gesellschaft, Nerscheider Weg 170, 52076 Aachen, Deutschland 

5. Aufzeichnungsdatum  03.09.2024, 24:00 Uhr (MESZ) 

[im Format gemäß Durchführungsverordnung (EU) 2018/1212: 
20240903] 

6. Uniform Resource Locator (URL)  https://www.schumag.de/investor_relation/hauptversammlung/ 

 


